
Bürgermeisterbrief auf Kosten der Steuerzahler
Wenige Tage nachdem die SPÖ in Fischa-
mend bei der Landtagswahl eine historische
Niederlage einstecken musste, trudelte ein
Brief des Bürgermeisters in den Haushalten
unserer Stadt ein. In diesem rechtfertigte sich
er sich für einige seiner Versäumnisse der
letzten Jahre. Dieses Schreiben wurde
übrigens nicht vom Bürgermeister oder seiner
Partei bezahlt, sondern von allen Fischa-
mender Steuerzahlern. Wieder ein Beleg für
den Machtmissbrauch einer Gruppierung auf
Kosten der gesamten Bevölkerung.
In diesem Blatt wollen wir auf die Aussagen
des Bürgermeisters bezüglich des Hochwas-
serschutzes eingehen.
Bürgermeister bezeichnet Hochwasser-
schutz als Belästigung.
Bürgermeister Bayer entschuldigt sich in sei-
nem Schreiben regelrecht für die langsame
Vorgehensweise beim Hochwasserschutz
und erklärt lang und breit warum eine frühere
Umsetzung nicht möglich war. Wir fragen
uns, warum er dann vor der letzten Gemein-
deratswahl den Baubeginn für 2006 ver-
sprochen hat (Siehe Ausschnitt aus dem
SPÖ-Wahlprogramm 2005).
Im Gegensatz zum Bürgermeister hat sich
Stadtrat Ram nicht auf Versprechungen und

Schuldzuweisungen beschränkt, sondern LH
Pröll als wichtigen Entscheidungsträger
kontaktiert. Was dieser auch in einem Fern-
sehinterview bestätigt: LH Dr. Erwin Pröll
wörtlich: „Ram hat mehrmals in dieser Ange-
legenheit vorgesprochen. Im Gegensatz dazu
war der Bürgermeister von Fischamend kein
einziges Mal bei mir.“
Als Reaktion darauf gab auch der Bürger-
meister ein Interview beim selben Fernseh-
sender, indem er sich neben anderen ab-
surden Aussagen sogar dazu hinreißen ließ,
zu behaupten, er verstehe nicht warum man
den Landeshauptmann mit einer Angelegen-
heit wie dem Fischamender Hochwasser-
schutz überhaupt belästige. Bei solchen Aus-
sagen, in denen lebenswichtige Vorhaben
vom Bürgermeister als Belästigung bezeich-
net werden, braucht man sich über den jahre-
langen Stillstand und das Ausbleiben von
vielen versprochenen Projekten in unserer
Stadt nicht wundern. Wir können Ihnen ver-
sichern, dass wir unsere politische Arbeit
ebenso wie übrigens auch der Landeshaupt-
mann nicht als Belästigung empfinden und
uns weiterhin im Sinne der Bevölkerung
einmischen werden, auch wenn es dem
Bürgermeister nicht recht ist.


